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Es ist eine Art Fussnote, die am
meisten Fragen auslöst darüber,
wie die Geschichte der Sklaverei
an Floridas Schulen unterrichtet
wird. Die neuen Lernziele dazu
hat der Bildungsrat des US-
Bundesstaats soeben beschlos-
sen. In einer «Klarstellung» steht
in demDokument,Kinder sollten
nicht nur lernen, welche Arbeit
Sklavenverrichtenmussten.Son-
dern auch,wie dieVersklavtenda-
bei Fertigkeiten erwarben, «die
sie, in einigen Fällen, zu ihremei-
genenVorteil einsetzenkonnten».

Floridas Kinder sollen also ler-
nen, dass die Sklaverei durchaus
ihre positiven Seiten gehabt habe
für jene über 12MillionenAfrika-
ner, die alsWare gehandelt wur-
den in dem brutalen transatlan-
tischen Geschäft, das einwichti-
ger Pfeiler für Industrialisierung
und Kapitalismus wurde.

Eilig liess KamalaHarris einen
Auftritt in Florida organisieren,
bei dem die US-Vizepräsidentin

mit indisch-jamaikanischenWur-
zeln die Realität der Sklaverei er-
klärte. «Sie bedeutete Vergewal-
tigung. Sie bedeutete Folter. Sie
bedeutete, Müttern ihre Babys
wegzunehmen», sagte Harris.
«Wie kann jemand angesichts
dieserGrausamkeit behaupten, es
habe Vorteile gegeben für jene,
die solcher Entmenschlichung
ausgesetzt waren?»

Es gehe «nur um Fakten»
Floridas GouverneurRonDeSan-
tis hingegen, der sich auch um
die Kandidatur derRepublikaner
für die US-Präsidentschaft be-
wirbt, verteidigte die Lernziele.

Sie enthielten sämtliche schwie-
rigen Kapitel, doch die Kinder
sollten zumBeispiel auch lernen,
wie ein versklavter Schmied
«später im Leben Sachen ge-
macht hat». Der Punkt sei, dass
das alles auf Fakten basiere.

Nun gibt es selbstverständlich
Beispiele von Sklaven, die ihre
Kunstfertigkeit füreigeneZwecke
einsetzten. Gerade Schmiede er-
ledigten manchmal neben der
Zwangsarbeit auch Aufträge auf
eigene Rechnung. Dokumentiert
ist etwa ein Sklave namens Gab-
riel, der in Richmond Schwerter
schmiedete für eine Sklavenre-
bellion in Virginia. Der Aufstand
scheiterte, Gabrielwurde im Jahr
1800 gehängt. Solche Beispiele
werden an Schulen gelehrt.

Ron DeSantis argumentiert
scheinheilig, wenn er sagt, es
gehe doch nur um Fakten. Seit
Amtsantritt schürt er systema-
tisch den Rassismus, indem er
unter anderemden Schwerpunkt
des Unterrichts auf allen Bil-
dungsstufen verschiebt und

«weisswäscht»,wie seineKritiker
sagen. Die neuen Lernziele be-
ruhen auf einem Gesetz, das die
Republikaner im Parlament des
Sonnenscheinstaates im vergan-
genen Jahr beschlossen hatten:
DerUnterricht dürfe bei Schülern
keine Schuldgefühle aufgrund ih-
rer Hautfarbe auslösen.

Bis heute ein Problem
Oder, um es eindeutiger auszu-
drücken:Weisse Schulkinder sol-
len sich nicht unwohl fühlen,
wenn sie hören, was vor allem
Weisse in derVergangenheit den
Versklavten angetan haben. Als
Anti-woke-Gesetz hat es Schlag-
zeilen gemacht, von Ron DeSan-
tis gepriesen als Schranke gegen
übertrieben linkes, eben «wo-
kes» Gedankengut. Kritiker emp-
finden das als Scheuklappe ge-
gen aufgeklärtes Denken. Als
Folge eines ähnlichen Gesetzes
mussten die öffentlichenUniver-
sitäten Listen einreichen mit al-
len Angeboten zu Rassismus,
Vielfalt und Inklusion – Inhalte,

deren Unterricht eingeschränkt
wurde. Professoren, die zu kri-
tisch lehren,droht dieKündigung.

DerAufarbeitung der dunklen
Kapitel der Geschichte der USA
dient das alles nicht. Die Folgen
der jahrhundertelangen Unter-
drückung lasten noch heute auf
jenen 13,6 Prozent der Bevölke-
rung, die sich alsAfroamerikaner
bezeichnen und fast ausnahms-
losNachfahren einstiger Sklaven
sind. Etwa verdienen sie halb so
viel wie Weisse und besitzen
sechsmal weniger Vermögen.

Ron DeSantis beschäftigt in-
des mehr, dass er in Umfragen
weit abgeschlagen hinterDonald
Trump zurückliegt, dem Favori-
ten unter den Präsidentschafts-
anwärtern derRepublikaner.Mit
Provokationen will er nun seine
Kampagne neu starten. Rassis-
musdebatten eignen sich vor-
züglich, um dieWählerschaft zu
mobilisieren. Für DeSantis hat
der Streit über die brutale Ge-
schichte des Landes nur positi-
ve Seiten.

Lehrer sollen Sklaverei verharmlosen
Florida Schülerinnen und Schüler sollen lernen, dass Sklavinnen und Sklaven auch von der Zwangsarbeit
profitiert hätten, findet die Schulbehörde des US-Bundesstaats. Es ist die jüngste Provokation von Ron DeSantis.

Kambodscha Noch vorVeröffent-
lichung der ersten Ergebnisse
der Parlamentswahl hat sich die
Partei von Langzeitherrscher
Hun Sen zumSieger erklärt. «Wir
stehenvor einemErdrutschsieg»,
sagte der Sprecher der Kambod-
schanischen Volkspartei (CPP),
Sok Eysan, zwei Stunden nach
Schliessung der Wahllokale. Ihr
Sieg ist wenig überraschend:
Hun Sen hatte jegliche ernst zu
nehmende Opposition im Vor-
feld ausschalten und jede Kritik
unterdrücken lassen.

Nach vorläufigen Zahlen der
Wahlkommission lag die Betei-
ligung der über 9,7 Millionen re-
gistrierten Wähler in dem süd-
ostasiatischen Land beimindes-
tens 84 Prozent – undwar damit
um mindestens zwei Prozent-
punkte höher als bei dervergan-
genenWahl im Jahr 2018.

Hun Sen hatte bereits kurz
nach Öffnung derWahllokale in
einem Vorort der Hauptstadt
Phnom Penh abgestimmt. Der
mit 38Amtsjahren zu den dienst-
ältesten Regierungschefs der
Welt zählende 70-Jährige hat im
Vorfeld alles getan, um seine
Kontrolle über das Land zu ze-
mentieren. (AFP)

Regierungschef
spricht von
«Erdrutschsieg»

Anderer Meinung: Kamala Harris
und Ron DeSantis. Fotos: Keystone

Als Antwort auf die russischen
Dauerangriffe gegen die Hafen-
stadt Odessa hat der ukrainische
Präsident Wolodimir Selenski
am Sonntag Vergeltung ange-
kündigt. «Raketen gegen fried-
liche Städte, Wohnhäuser und
eine Kathedrale ... Es gibt keine
Entschuldigung für das russi-
sche Böse», schrieb er auf sei-
nemTelegram-Kanal. Russland
hatte am Wochenende erneut
die Schwarzmeerstadt Odessa
bombardiert. Dabei wurden
nach ukrainischen Angaben
zwei Menschen getötet und
mehr als zehn weitere verletzt
in Spitäler gebracht.

Bei denAngriffen ist auch die
Verklärungskathedrale Spasso-
Preobraschenski schwer getrof-
fenworden, die grösste orthodo-
xe Kirche inOdessa. Zarin Katha-
rina hatte den Bau im 18.
Jahrhundert inAuftrag gegeben,
Stalin liess ihn 1936 zerstören.
Nach dem Ende der Sowjetuni-
on wurde er fast originalgetreu
wieder aufgebaut.

Russland bestritt am Sonntag
jegliche Verantwortung für den
Beschuss der Kathedrale, die im
historischen ZentrumvonOdes-
sa steht.Moskau behauptete, sie
sei von der ukrainischen Luft-
abwehr getroffen worden. Die
Unesco hatte das historische
ZentrumvonOdessa, in dem sich
auch die Kathedrale befindet, im
Januar in ihreWelterbeliste auf-
genommen.

Sogar China drängt wegen
des Getreideabkommens
Seit Tagen greift Russland mit
Luftschlägen die strategisch
wichtige ukrainische Stadt an.
Odessa ist einer der Häfen am
SchwarzenMeer, über die bisher
ukrainisches Getreide auf den
Weltmarkt gebracht worden ist.
Nachdem Russland unter inter-
nationaler Kritik das Getreide-
abkommen aufgekündigt hat,
wächst nun der Druck auf Mos-
kau, doch noch einzulenken.Am
Wochenende forderte sogar

Russlands Verbündeter China
eine Einigung darüber, dass Ge-
treide wieder aus den ukraini-
schen Häfen ausgeführt werden
kann.Der stellvertretende chine-
sische Botschafter bei den Ver-
einten Nationen, Geng Shuang,
schloss dabei allerdings auch den
Export von Düngemittel aus
Russland ein. Russland sieht die
Verantwortung für eine Einigung
nun bei denVereintenNationen.
Das Problem gibt es allerdings
überhaupt nur durch den russi-

schen Angriffskrieg gegen die
Ukraine.

Die «schlechte Laune»
derWagner-Kämpfer
Die Zukunft des Getreideabkom-
mens wird auch eine zentrale
Rolle spielen, wenn sich an die-
sem Mittwoch die Nato und die
Ukraine zum Nato-Ukraine-Rat
treffen.Dabei dürfte es vor allem
darum gehen, wie das Getreide
in grosser Menge und zugleich
sicher exportiert werden kann.

Russland hatte angekündigt,
Schiffe, die ukrainische Häfen
ansteuern, als mögliche militä-
rische Ziele zu betrachten.

Russlands PräsidentWladimir
Putin hat sich am Sonntag mit
demweissrussischenMachthaber
Alexander Lukaschenko getroffen.
Lukaschenko drohte dabei im
Streitmit Polen seinemNachbarn
indirekt mit russischen Wagner-
Söldnern, die sich derzeit in Be-
larus aufhalten. Bei demGespräch
mit Putin sagte Lukaschenko:

«Die Wagner-Kämpfer beginnen
Ansprüche zu stellen. Sie wollen
zu einemAusflug nachWarschau
und Rzeszów.» Und sie hätten
«schlechte Laune».Derweissrus-
sische Diktator dürfte damit die
Sorgen in Warschau verstärken,
dass von den russischen Söldnern
aufweissrussischer Seite eine Ge-
fahr für die polnische Sicherheit
ausgehen könnte. Polen schickt
deshalb gerade Soldaten zur Stär-
kung seiner Grenzgebiete Rich-
tungWeissrussland.

Die beiden Machthaber in Russ-
land undWeissrusslandversuch-
ten, die Gegenoffensive der Uk-
raine herunterzuspielen. Luka-
schenko sagte, es gebe keine
Gegenoffensive, Putin erwider-
te: «Es gibt sie. Aber sie ist ge-
scheitert.» Bei heftigen Kämpfen
amWochenende starb in der Re-
gion Saporischschja nach russi-
schenAngaben ein Journalist der
Nachrichtenagentur Ria.

Frank Nienhuysen

Russlands Armee beschädigtWeltkulturerbe in Odessa
Krieg in der Ukraine Präsident Selenski kündigt Vergeltung für den russischen Beschuss der wichtigen Hafenstadt an.

Gehört zum Unesco-Weltkulturerbe: Bei einem russischen Angriff wurde die Verklärungskathedrale von Odessa schwer beschädigt. Foto: Jae C. Hong (AP, Keystone)
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Peter Münch, Tel Aviv

Seit seiner Gründung anno
1948 hat sich der israelische
Staat durch zwei Attribute
definiert: jüdisch und demo-
kratisch. Allen äusseren Bedro-
hungen und inneren Verwer-
fungen zum Trotz war dies
stets ein Begriffspaar mit
Bindestrich. Nun aber droht
eine scharfe Trennlinie den
alten israelischen Grundkon-
sens zu zerstören.

Es droht, grob gesagt, der
Zerfall der Gesellschaft in ein
jüdisch-nationalreligiöses und
ein säkular-demokratisches
Lager. In seiner 75-jährigen
Geschichte ist Israel kaum
jemals einer existenzielleren
Gefahr ausgesetzt gewesen.

Der Konflikt um die sogenann-
te Justizreform ist dabei nicht
der Grund, sondern nur der
Anlass für die nun ausgebro-
chenen gesellschaftlichen
Grabenkämpfe. Es geht hier
schliesslich nicht, wie Premier-
minister Benjamin Netanya-
hu gern glauben machen wür-
de, um ein paar Korrekturen
am System. Es geht um einen
kompletten Kurswechsel, um
eine Systemveränderung.
Deshalb beharren die rechts-
religiösen Ideologen in der
Regierung mit aller Macht auf
diesen Plänen. Und deshalb
stemmen sich die Gegner mit
aller Kraft dagegen.

Es kämpft dabei das alte
gegen ein gar nicht mal so
neues Israel – ein Gebilde mit
extremem Rechtsdrall, dessen
Konturen sich über die Jahr-
zehnte der Besetzung und des
Siedlungsbaus schleichend
herausgebildet haben. In voller
umstürzlerischer Pracht zeigt
sich dieses neue Israel nun
seit der Bildung der rechts-
religiösen Regierung vor gut
einem halben Jahr. Zwei
Gruppen trumpfen hier beson-
ders auf: die streng religiösen
Ultraorthodoxen und die natio-
nalreligiösen Siedler. Statis-

tisch sind das Minderheiten,
machtpolitisch sind sie nun
dominant.

Netanyahu gehört als Chef der
rechtskonservativen Likud-Par-
tei zu keiner dieser beiden
Gruppen. Doch er hat diese
Koalition geschmiedet, er hat
den Extremisten das Zertifikat
für die Machtübernahme
ausgestellt, und er hat seine
persönliche Macht auf diesen
beiden Pfeilern aufgebaut.
Er trägt also die volle Verant-
wortung dafür, was diese
Regierung anrichtet – und er
konterkariert damit fast alles,
wofür er sich in der Vergangen-
heit gern gerühmt hat als
«Beschützer Israels». Nun
scheint er bereit zu sein, das
Land zu opfern, um seine

Macht zu bewahren oder auch
nur um im laufenden Korrupti-
onsprozess einer Gefängnis-
strafe zu entgehen. So einfach
ist das, so erbärmlich und
so fatal.

Denn der von ihm entfesselte
Konflikt richtet unabsehbaren,
womöglich in vielen Bereichen
auch irreparablen Schaden an.
Dazu ein paar Beispiele, ange-
fangen beim sozialen Gefüge.
In nie zuvor erlebterWeise
spaltet diese Regierung das
Volk, bringt die eigenen Anhän-
ger gegen die sogenannten
alten Eliten in Stellung, vergif-
tet gezielt das Verhältnis zwi-
schen den aus Europa stam-
menden Aschkenasim und den
Mizrachim, den orientalischen
Juden. Neulich etwa lauerte ein

bekannter Likud-Aktivist einer
Gruppe Demonstranten gegen
die Justizreform auf, be-
schimpfte sie als Aschkenasim
und schleuderte ihnen den
Fluch entgegen, dass «noch
sechs Millionen mehr verbren-
nen» mögen.

In derWirtschaft spürt der
Hightechsektor den Nieder-
gang bereits durch einen Rück-
zug von Investitionen, ein
Braindrain wird folgen. Auf
diplomatischer Ebene ist das
Verhältnis zu den Verbündeten
vonWashington bis hin nach
Abu Dhabi gestört. Kaum ein
politischer Besucher von Rang
lässt sich noch in Jerusalem
blicken, zuletzt war noch der
liberianische Präsident George
Weah da.

Am bedrohlichsten aber sind
die Folgen der Spaltung für
Israels Sicherheit. Die Zerset-
zungskraft der Regierungs-
politik hat das Militär erreicht
– ein einmaliger Vorgang
im jüdischen Staat, dessen
Armee stets auch ein Kitt
war, der die Gesellschaft zu-
sammengehalten hat. Nun
aber verweigern Tausende
Soldaten den Reservedienst,
weil die Koalition die Axt
angesetzt hat an den Fun-
damenten des Staats.
DieWelle der Verweigerung
ist inzwischen so gross,
dass die Einsatzfähigkeit
der Armee infrage steht.

Ein Ausweg aus dieser existen-
ziellen Krise ist nicht in Sicht,
selbst wenn es am Ende noch

zu irgendeiner Konsenslösung
bei der Justizreform kommen
sollte.Weltanschaulich haben
sich die beiden Lager so weit
voneinander entfernt, dass
ein Kompromiss kaum möglich
erscheint. Ein bisschen
Liberalität reicht nicht,
eine halbe Demokratie
funktioniert nicht.

Ein bitteres Bonmot ist deshalb
in diesen Tagen häufiger zu
hören – die Idee einer Zwei-
staatenlösung ohne die Palästi-
nenser, mit einem Staat für
die religiösen israelischen
Nationalisten und einem
für die säkularen israelischen
Demokraten.Witzeleien
darüber sind schon ziemlich
alt. Doch lachen kann darüber
gerade niemand mehr.

Netanyahu hat Israel in Gefahr gebracht
Analyse Polarisiert, geschwächt, international immer mehr im Abseits: Das Land ist unter der Regierung Netanyahu stärker in Gefahr
als vielleicht jemals seit der Gründung. Wo ist ein Ausweg?

Die Wut der Strasse: Ein Demonstrant trägt in Tel Aviv eine Maske, die den israelischen Premierminister Benjamin Netanyahu darstellt. Foto: AFP

Proteste gegen Justizreform

In aufgeheizter Atmosphäre geht
der Streit um die sogenannte
Justizreform in eine entscheidende
Runde: In der Knesset begann
gestern die abschliessende
Debatte über ein erstes Gesetz
aus dem von der rechts-religiösen
Regierung vorgelegten Paket zum
Umbau der Justiz. Schon heute
könnte es in zweiter und dritter
Lesung verabschiedet werden.
Zugleich nehmen die seit Monaten
anhaltenden Massenproteste noch
einmal zu. Mitten im drohenden
Chaos sorgte noch die Nachricht
für Unruhe, dass sich Premier
Benjamin Netanyahu in der Nacht
auf Sonntag überraschend einer
Operation unterziehen musste,
bei der dem 73-Jährigen ein
Herzschrittmacher eingesetzt
wurde. Die Berichte über Netanya-
hus Gesundheitszustand liefern
sich nun ein Schlagzeilen-Rennen
mit den Meldungen aus dem
Parlament sowie aus dem Protest-
lager. Vor gut einer Woche war der
Regierungschef schon einmal ins
Spital eingeliefert worden. Damals
hiess es, er sei angesichts der
Hitze dehydriert gewesen. Nun
wurde bekannt, dass er Herzprob-
leme hat. (pm)

Deutschland Im sächsischen Seb-
nitz im Erzgebirge sind vier teil-
weise maskierte Unbekannte in
ein von Flüchtlingen bewohntes
Haus eingedrungen und haben
mehrere Bewohner attackiert.
Wie die Polizei gesternmitteilte,
riefen sie bei der Tat vom Sams-
tagabend ausländerfeindliche
Parolen.DieAngreifer flüchteten,
als Anwohner hinzukamen.

Laut Polizei betrat die Gruppe
das Gebäude durch eine Hinter-
tür, anschliessend schlugen zwei
Verdächtige nach einem 18-jähri-
gen Bewohner und drückten ihn
gegen eineWand.Ausserdembe-
warfen sie den Jugendlichen und
einen 16-jährigen weiteren Be-
wohner mit Gegenständen. Die
Ermittlungenwegen gefährlicher
Körperverletzung, Beleidigung
und Hausfriedensbruchs über-
nahm der Staatsschutz der
Dresdner Polizei. (AFP)

Maskierte Männer
greifen Flüchtlinge
inWohnhaus an

Ob er immer noch optimistisch
in diesen Wahltag gehe, wollte
Spaniens Ministerpräsident Pe-
dro Sánchez amSonntagmorgen
bei seiner Stimmabgabe in Ma-
drid nicht sagen. Er sei «guter
Dinge», sagte Sánchez und rief
die Wähler zu einer «histori-
schen» Wahlbeteiligung auf. Es
sei ein wichtiger Tag nicht nur
für Spanien, sondern auch für
Europa und dieWelt.

Werwollte, konnte darin eine
Anspielung erkennen auf den
Rechtsruck, den Beobachter in
Spanien, aber auch auf europäi-
scher Ebene für das Land erwar-
teten. Laut den jüngsten Umfra-
genvor derWahl konnte Sánchez
nicht auf eine Wiederwahl hof-
fen. Sowohl die Umfrage derMe-
diengruppeMediaset als auch die
des staatlichen Radio- und Fern-
sehsenders RTVE, die beide nach
Schliessung der Wahllokale am

Sonntagabend veröffentlicht
wurden, sahen die Konservati-
ven vorne. Amwahrscheinlichs-
ten war den Umfragen zufolge
eine Koalition aus dem konser-
vativen Partido Popular (PP) und
der rechtsextremen Vox als Sze-
nario für eine mögliche Regie-
rungsbildung.

Doch ob PP-Chef Alberto Nú-
ñez Feijóo zu einem solchen
Bündnis wirklich bereit wäre,
war amWahltag selbst noch eine

offene Frage. Feijóo äusserte sich
bei seiner Stimmgabe in Madrid
nur so: Egal, wie es ausgehe, er
werde weiterhin für sein Land
arbeiten. Jenseits der beiden
Männer, die sich umdasAmt des
spanischenMinisterpräsidenten
beworben hatten, richteten sich
die Augen an diesemWahlsonn-
tag daher auf die rechtsextreme
Partei, die mit dem linken Par-
teienbündnis Sumar um den
dritten Platz konkurrierte.

Hinweise aus den Regionen
Vox, die Partei von Santiago
Abascal, mag gemessen an den
Wählerstimmen nicht der Sieger
dieser Wahl sein. Der Sieger in
Sachen Aufmerksamkeit ist die
Partei, die sich vor bald zehn Jah-
ren als Abspaltung des konser-
vativen Partido Popular gebildet
hat, aber allemal.Vielwar in den
vergangenen Wochen die Rede

vomRechtsruck in Spanien.Und
das, obwohl zu erwarten war,
dass Vox deutlich geschwächt
aus dieserWahl gehenwürde. 52
Sitze hatten die Ultrarechten
2019 geholt, künftig dürften es
deutlich weniger sein.

Im Vorfeld der Wahl war den-
noch überall die RedevomRechts-
ruck, weil Vox nach dieser Wahl
eben erstmals auf nationaler Ebe-
ne in Regierungsverantwortung
kommen könnte. PP-Chef Feijóo
wird entscheiden müssen, ob er
künftig einen rechtsextremenVi-
zepräsidenten neben sich haben
möchte. Eine Brandmauer nach
rechts,wie sie in Deutschland ge-
genüber der AfD existiert, gibt es
in Spanien nicht. Es gab sie nie,
die Transición, der Übergang von
der Franco-Diktatur in die Demo-
kratie, sollte sanft verlaufen und
allen politischen Kräften Einfluss
sichern. So ist auch zu erklären,

warum in Spanien nach wie vor
eine Francisco-Franco-Stiftung
an Leben undWerk des Diktators
erinnert.

Feijóo würde, wenn er nach
derWahlmitVox Gespräche über
eine Koalition aufnimmt, aus
Sicht vieler Spanier also kein Sa-
krileg begehen. Für andere, vor
allem für viele Frauen und Min-
derheiten, brächte eine Regie-
rungsbeteiligungvonVox die Ge-
fahr mit sich, dass ihre Rechte
und ihre Sichtbarkeit in der spa-
nischen Gesellschaft künftig ein-
geschränktwürden. Spanienwar
lange Vorreiter in Sachen Frau-
en- und LGBT-Rechte in Europa.
Diese Zeit könnte nun vorbei
sein. Hinweise darauf gibt es in
jenen spanischen Regionen, in
denenVox und PPbereits zusam-
men regieren.

Karin Janker

Warum gerade alle über Vox reden
Spanien Die Rechtsextremen dürften geschwächt aus der Wahl kommen – könnten aber trotzdem baldmitregieren.

Sieger punkto Aufmerksamkeit:
Vox-Chef Abascal. Foto: AFP


